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397. Verordnung: Berufsbezeichnung „Akademisch geprüfter Fremdenverkehrskaufmann"
398. Verordnung: Änderung der Prüfungsordnung für die Lehrabschlußprüfung im Lehrberuf Skierzeuger
399. Verordnung: Ausschluß bestimmter Waren von der Vorzugsbehandlung nach dem Präferenzzollge-

setz und Festlegung von Vorzugszollsätzen für bestimmte Waren
400. Verordnung: Festsetzung des Zuschlages zum Arbeitslosenversicherungsbeitrag gemäß dem Insol-

venz-Entgeltsicherungsgesetz für das Jahr 1985
401. Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der A 8 Innkreis Autobahn im Bereich der Stadt

Wels

397. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 20. Septem-
ber 1984 über die Berufsbezeichnung „Akade-
misch geprüfter Fremdenverkehrskaufmann"

Gemäß § 18 Abs. 1 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes, BGBl. Nr. 177/1966, in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 332/1981 wird
verordnet:

§ 1. (1) Den Absolventen des an der Wirtschafts-
universität Wien eingerichteten allgemeinen Hoch-
schullehrganges für Fremdenverkehr ist nach Erfül-
lung folgender Voraussetzungen die Berufsbezeich-
nung „Akademisch geprüfter Fremdenverkehrs-
kaufmann" zu verleihen:

a) Besuch von wenigstens 40 Semesterwochen-
stunden (das sind 600 einzelne Unterrichts-
stunden) gemäß dem Unterrichtsplan dieses
Hochschullehrganges,

b) positive Absolvierung der kommissionellen
Abschlußprüfung nach frühestens vier Seme-
stern,

c) positive Bewertung der Mitarbeit und Appro-
bation der Seminar-Hausarbeit im anschlie-
ßenden Spezialisierungsseminar und

d) Nachweis einer zumindest drei Jahre dauern-
den Berufstätigkeit im Bereich der Fremden-
verkehrswirtschaft.

(2) Die Berufsbezeichnung ist vom Rektor der
Wirtschaftsuniversität Wien zu verleihen.

(3) Über die Verleihung der Berufsbezeichnung
ist eine Urkunde auszustellen.

§2. Diese Verordnung tritt am 1. November
1984 in Kraft.

Fischer

398. Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 26. Sep-
tember 1984, mit der die Prüfungsordnung für
die Lehrabschlußprüfung im Lehrberuf Skier-

zeuger geändert wird

Auf Grund des § 24 des Berufsausbildungsgeset-
zes, BGBl. Nr. 142/1969, wird verordnet:

Die Verordnung vom 28. Oktober 1974, BGBl.
Nr. 666, betreffend die Prüfungsordnung für die
Lehrabschlußprüfung im Lehrberuf Skierzeuger in
der Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 355/1976
wird wie folgt geändert:

Artikel I

1. § 2 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Prüfung im Gegenstand „Prüfarbeit"
besteht aus

a) einer mechanischen Prüfarbeit, bei der fol-
gende Fertigkeiten nachzuweisen sind: Mes-
sen, Anreißen, Feilen, Bohren, Biegen,
Gewindeschneiden, Einfaches Drehen und

b) einer skierzeugungstechnischen Prüfarbeit,
bei der folgende Fertigkeiten nachzuweisen
sind: Fräsen, Biegen und Richten, Kleben,
Pressen; Bearbeiten von Kanten, Spitzen und
Endenschutz; Oberflächenbehandlung,
Zusammenbauen."

2. § 2 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Prüfungskommission hat unter
Bedachtnahme auf den Zweck der Lehrabschluß-
prüfung und die Anforderungen der Berufspraxis
jedem Prüfling die Prüfarbeiten so zu stellen, daß
die Aufgaben nach Abs. 1 lit. a und lit. b jeweils in
5 Stunden durchgeführt werden können."
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3. § 2 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Die Prüfung im Gegenstand „Prüfarbeit" ist
nach 12 Arbeitsstunden zu beenden."

4. § 5 hat zu lauten:

„§ 5. (1) Nach erfolgreich abgelegter Lehrab-
schlußprüfung in den Lehrberufen Betriebsschlos-
ser, Maschinenschlosser, Mechaniker oder Schlos-
ser kann eine Zusatzprüfung im Lehrberuf Skier-
zeuger abgelegt werden. Diese hat die Gegenstände
„Prüfarbeit", eingeschränkt auf lit. b des § 2 Abs. 1
und „Fachgespräch" zu umfassen.

(2) Nach erfolgreich abgelegter Lehrabschluß-
prüfung in den Lehrberufen Bootbauer, Kunststoff-

verarbeiter oder Wagner kann eine Zusatzprüfung
im Lehrberuf Skierzeuger abgelegt werden. Diese
hat die Gegenstände „Prüfarbeit" und „Fachge-
spräch" zu umfassen.

(3) Für die Zusatzprüfung gilt § 2 sinngemäß."

Artikel II

Artikel I tritt hinsichtlich der Personen, die vor
dem 1. Oktober 1984 zur Lehrabschlußprüfung
angetreten sind, diese nicht bestanden haben und
die bis 31. März 1985 zu einer Wiederholungsprü-
fung antreten, mit 1. April 1985 in Kraft.

Steger

399. Verordnung des Bundesministers für Finanzen vom 2. Oktober 1984, mit der bestimmte
Waren von der Vorzugsbehandlung nach dem Präferenzzollgesetz ausgeschlossen und für

bestimmte Waren Vorzugszollsätze festgelegt werden

Gemäß § 2 Abs. 4 und 5 des Präferenzzollgesetzes, BGBl. Nr. 487/1981, wird im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten, mit dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie sowie mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft verordnet:

§ 1. Folgende Waren der Anlage A zum Präferenzzollgesetz werden von der Vorzugsbehandlung
nach dem Präferenzzollgesetz ausgeschlossen:
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§ 2. Für folgende Waren der Kapitel 1 bis 24 des Zolltarifes werden Vorzugszollsätze festgelegt:

§ 3. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1985 in Kraft.

Vranitzky

4 0 0 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 3. Oktober 1984, mit
der der Zuschlag zum Arbeitslosenversiche-
rungsbeitrag gemäß dem Insolvenz-Entgeltsi-
cherungsgesetz für das Jahr 1985 festgesetzt

wird

Auf Grund des § 12 Abs. 1 Z 5 des Insolvenz-
Entgeltsicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 324/1977, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 613/1983 wird verordnet:

§ 1. Der Zuschlag zu dem vom Arbeitgeber zu
leistenden Arbeitslosenversicherungsbeitrag im
Sinne des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977
wird für das Jahr 1985 mit 0,5 vH festgesetzt.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit Beginn der Bei-
trägsperiode 1985 in Kraft.

Dallinger

4 0 1 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 10. Oktober 1984
betreffend die Bestimmung des Straßenverlau-
fes der A 8 Innkreis Autobahn im Bereich der

Stadt Wels

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Die Anschlußstelle Wels/West der A 8 Innkreis
Autobahn wird im Bereich der Stadt Wels wie folgt
bestimmt:

Die neu herzustellende Anschlußstelle liegt zwi-
schen km 64,5 und 65,2 der mit Verordnung vom
15. November 1974, BGBl. Nr. 694, bestimmten
Trasse der A 8 Innkreis Autobahn und bindet über
Zu- und Abfahrtsstraßen in die B 1 Wiener Straße
ein.
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Im einzelnen ist der Verlauf der Zu- und
Abfahrtsstraßen der Anschlußstelle Wels/West aus
den beim Bundesministerium für Bauten und Tech-
nik, beim Amt der Oberösterreichischen Landesre-
gierung sowie bei der Stadt Wels aufliegenden
Planunterlagen im Maßstab 1 : 5000 zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Durch diese Verordnung wird die Verordnung
vom 15. November 1974, BGBl. Nr. 694, betref-
fend die Bestimmung des Straßenverlaufes der A 8
Innkreis Autobahn von km 0,0 bis zur Gemeinde-
grenze von Pichl bei Wels und Kematen am Inn-
bach bezüglich der Anschlußstelle Wels/West mit
ihren Zu- und Abfahrtsstraßen abgeändert.

Sekanina


